
1 Ausgangslage

Zunehmend arbeitsteilige Prozesse, die da-
mit einhergehenden wirtschaftlichen Ver-
flechtungen und die Änderung der Lebens-
gewohnheiten, die aus dieser Entwicklung
mit resultiert, sind einige Ursachen für die
vorherrschende hohe Verkehrsnachfrage.
Sie führt zu Lärm- und Schadstoffemissio-
nen sowie zu Staus, wenn sie das Ver-
kehrsangebot übersteigt. Diese Störungen
des Verkehrsablaufs schlagen sich volks-
wirtschaftlich negativ in Form von Zeitver-
lusten und weiteren Schadstoffemissionen
nieder. Zudem sorgt eine stärkere Nutzung
der Infrastruktur für einen erhöhten In-
standhaltungsbedarf. Einer bedarfsgerech-
ten Instandhaltung, Sanierung und auch
Erweiterung setzen jedoch die knappen
Mittel der öffentlichen Hand enge Grenzen.
Bereits der laut Bundesverkehrswegeplan
vorgesehene Infrastrukturausbau ist durch
den im Bundeshaushalt vorgesehenen Etat
nicht gedeckt (Pro Mobilität 2007). Ein
Vorschlag zur Verbesserung dieser Situa -
tion ist die Bepreisung der Straßeninfra-
strukturnutzung. Sie bezweckt neben der

Beschaffung zusätzlicher Finanzmittel die
räumliche, zeitliche oder modale Verkehrs-
verlagerung und zielt auf die Bildung von
Fahrgemeinschaften und Wegeketten so-
wie auf die Vermeidung von Fahrten. Er-
wünschte Effekte sind also die Dämpfung
von Nachfragespitzen, die Verkehrsver -
lagerung von überlasteten Strecken auf ge-
ringer belastete und die Reduzierung des
Gesamtverkehrsaufkommens.
1999 berief das Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen eine unab-
hängige Kommission, die nach ihrem Vor-
sitzenden benannte Pällmann-Kommission,
und beauftragte sie, Empfehlungen für die
zukünftige Finanzierung der Bundesfern-
straßen, der Bundessschienenwege und der
Bundeswasserstraßen zu geben. In ihrem
Abschlussbericht empfiehlt die Kommission
die schrittweise Umstellung von Haus-
haltsfinanzierung auf Nutzerfinanzierung
und sieht dabei Entlastungen bei den
 Verkehrssteuern vor (Kommission Infra -
strukturfinanzierung 2000). Sie fordert die
 Ausgliederung der Zuständigkeit für die
 Bundesverkehrswege aus der Bundesver-
waltung und die Übertragung der Aufga-

ben auf privatrechtlich organisierte Finan-
zierungs- und Betreibergesellschaften. 
Neben dieser Nutzerfinanzierung auf Fern-
straßen sind auch Ansätze zur innerört -
lichen Straßeninfrastrukturbepreisung zu
diskutieren. Die Liste derer, die bei einer
Zweckbindung möglicher Nutzergebühren
Ansprüche anmelden, umfasst neben den
Betreibern der Straßeninfrastruktur (Kom-
munen, Länder und Bund) auch die Betrei-
ber des öffentlichen Personennahverkehrs
(ÖPNV), die mit den Einnahmen den Aus-
bau ihres Angebots zur Sicherung städti-
scher Attraktivität bei Einführung inner-
örtlicher Nutzergebühren leisten wollen.
Siehe hierzu auch (Baum 2005), (Busch,
Maier 2006) und (7. Friedrich-List-Sym -
posium 2006).

2 Etablierte Abgaben des motorisierten
Individualverkehrs in Deutschland

Der motorisierte Individualverkehr (IV)
 leistet in Deutschland direkte Abgaben in
Form der Kraftfahrzeugsteuer, der Mineral-
öl- und Ökosteuer sowie durch Parkge -
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bühren. Seit Januar 2005 gilt zudem für
Lkw ab 12 t zulässigem Gesamtgewicht
auf Autobahnen die Lkw-Maut. (Parkge-
bühren werden in diesem Artikel nicht
weiter diskutiert.)

2.1 Kfz-Steuer

Die Kfz-Steuer wird jährlich erhoben und
ist abhängig von Kraftfahrzeugklasse (Pkw,
Lkw, Motorrad), Hubraum, Schadstoff -
klasse (kilometerbezogener Massenausstoß
an Kohlendioxid, Kohlenmonoxid, Stick-
stoffoxiden, Kohlenwasserstoffen und Par-
tikeln) und Verbrennungsart (Otto- oder
Dieselmotor). Für Fahrzeuge mit Neuzu-
lassung ab Juli 2009 wird die Steuer zu-
sätzlich abhängig von den CO2-Emissio-
nen und damit vom durchschnittlichen
Treibstoffverbrauch bemessen. Die Kfz-
Steuer wird vom jeweiligen Bundesland
erhoben und fließt in dessen Haushalt. In
ihrer derzeitigen Ausgestaltung „belohnt“
die Kfz-Steuer den Betrieb von Fahr -
zeugen mit angemessener Motorisierung,
moderner Antriebstechnologie und effek-
tiver Abgasreinigung und -behandlung.

2.2 Mineralöl- und Ökosteuer

Beim Treibstoffkauf werden Mineralöl- und
Ökosteuer erhoben. Sie betragen im Jahr
2011 für Super- und Normalbenzin 50,1
bzw. 15,4 ct/Liter, für Diesel 31,64 bzw.
15,4 ct/Liter. Die Mineralölsteuer betrug
im Jahr 1986 noch 23,5 bzw. 23,0 ct/l für
Otto- bzw. Dieselkraftstoff und ist seit
1994 konstant, die Ökosteuer wurde in 
den Jahren 1999 bis 2003 stufenweise
 eingeführt (ADAC 2010). Bei einem Pkw
mit Ottomotor und einem Verbrauch 
von 7,5 l/100 km beträgt die Abgabenlast
aus diesen Steuern derzeit also unge  -
fähr 5 ct/km. Mineralölsteuer (Aufkom-
men 2006: ca. 40 Mrd. €) und Ökosteuer
(ca. 18 Mrd. €, neben Mineralöl auf Gas,
Heizöl und Strom erhoben) werden von der
Bundeszollverwaltung eingezogen und flie-
ßen in den Bundeshaushalt. Die Ökosteuer
wird zum größten Teil (ca. 16 Mrd. €) für
die Senkung der Rentenbeiträge eingesetzt
(2004: –1,7% (Umweltbundesamt 2004)).
Mineralöl- und Ökosteuer sind mehrwert-
steuerpflichtig.
Da Öko- und Mineralölsteuer verbrauchs-
abhängig erhoben werden, belasten sie die
Verkehrsteilnehmer zu einem großen Teil
streckenabhängig und animieren folglich
zur persönlichen Nachfragesenkung. Dar-
über hinaus kann der Verkehrsteilnehmer
seine Abgabenlast durch die Verwendung
eines Fahrzeugs mit geringerem Kraft-

stoffverbrauch und durch eine ökonomi-
sche Fahrweise senken. Gleichzeitig steigert
er seine Abgaben, wenn er verbrauchs -
intensive Fahrten beispielsweise im Stadt-
verkehr, zu Überlastzeiten oder im fahr-
zeugspezifischen Volllastbereich unter-
nimmt. Öko- und Mineralölsteuer sind also
nicht nur nutzungsabhängig, sie wirken
auch umweltsensitiv und ermöglichen in
dieser Kombination eine individuelle An-
passung der Abgabenlast an haushalts -
spezifische Einkommensverhältnisse.
Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer
sind rückläufig (zwischen 2003 und 2007
um ca. 10% (Mineralölwirtschaftsverband
2008)). Dies ist stärker auf den reduzierten
Flottenverbrauch als auf eine gesunkene
Verkehrsnachfrage zurückzuführen. Da r -
über hinaus können langfristig alternative
Antriebstechnologien zu einem verstärkten
Rückgang des Mineralölsteueraufkommens
führen.
Die Erhebung von Kfz-, Mineralöl- und
Ökosteuer setzt keine technische Ausrüs -
tung der Infrastruktur voraus.

2.3 Wegekostendeckungsgrad

Der Wegekostendeckungsgrad beträgt ge-
mäß der Union europäischer Industrie-
und Handelskammern (2002) für den Stra-
ßengüterverkehr 67%, für den Personen-
verkehr 146%. Die entsprechenden Werte
für den Schienenverkehr liegen bei 14 und
28%. Gemäß dem Bundesverband Gü -
terkraftverkehr Logistik und Entsorgung
(2000) betrug der Wegekostendeckungs-
grad des gesamten Kraftverkehrs im Jahr
1999 sogar 275%. Kosten für Wartezeiten,
Emissionen oder Unfälle sind dabei nicht
berücksichtigt. Neuere diesbezügliche Zah-
len, ermittelt vom Deutschen Institut für
Wirtschaftsforschung, sind in Internatio-
nales Verkehrswesen, Ausgabe 12/2009 auf
S. 471 aufgeführt. 
Auch wenn die einzelnen Werte voneinan-
der abweichen, kann zusammenfassend
festgehalten werden, dass die Abgaben 
des Straßenverkehrs zur Finanzierung der
Straßeninfrastruktur bei Weitem ausrei-
chen.

3 Grundlagen 

3.1 Begriffe

Die europäische Gesetzgebung versteht un-
ter einer Mautgebühr „eine für eine Fahrt
eines Fahrzeugs zwischen zwei Punkten
[…] zu leistende Zahlung“ (Europäische
Richtlinie 1999/62/EG), also eine strecken-

abhängige Gebühr. Eine Benutzungsge-
bühr berechtigt „zur Benutzung der Ver-
kehrswege während eines bestimmten
Zeitraums“ und ist damit zugangsbezogen.
Diese Begriffswahl ist irreführend, da nach
allgemeinem Sprachverständnis die Be-
nutzungsgebühr eher als Oberbegriff für
zugangs- und nutzungsbezogene Gebühren
einzusetzen wäre. Darüber hinaus wird bei
der städtischen Erhebung von Zugangs -
gebühren häufig der Begriff „City-Maut“
verwendet, was der Nomenklatur aus der
Richtlinie zuwider läuft. Daher werden 
im Folgenden zugangsbezogene und nut-
zungsabhängige Gebühren unterschieden,
die beide im Begriff Straßenbenutzungs-
gebühr enthalten sind. 

3.2 Rechtliche Grundlagen

Die Europäische Wegekostenrichtlinie (Eu-
ropäische Richtlinie 1999/62/EG) sieht vor,
dass Straßenbenutzungsgebühren „nur für
die Benutzung von Autobahnen oder an-
deren mehrspurigen Straßen, die ähnliche
Merkmale wie Autobahnen aufweisen, so-
wie für die Benutzung von Brücken, Tun-
neln und Gebirgspässen“ erhoben werden.
Die Gebühren können emissions- und zeit-
abhängig gestaffelt werden, es darf nicht
nach Staatsangehörigkeit, Start- oder Ziel-
punkt der jeweiligen Fahrt unterschieden
werden. Von der Richtlinie unberührt sind
„Parkgebühren und spezielle Gebühren für
die Benutzung von Stadtstraßen“ sowie
„spezifische Gebühren, mit denen zeit-
und ortsbedingten Stauungen entgegenge-
wirkt werden soll“. Das Autobahnmaut -
gesetz (2002) vom 5. April 2002 setzt die
Richtlinie national um.
Gemäß (Europäische Richtlinie 2004/52/EG)
über die Interoperabilität elektronischer
Mautsysteme sind zulässige Technologien
Satellitenortung, Mobilfunk und Mikro-
wellentechnik. Es wird darauf hingewiesen,
dass die Einhaltung „der Richtlinie […]
zum Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten
 sichergestellt sein“ muss. Die nationale
Umsetzung folgte mit der Einführung des
Mautsystemgesetzes (2005) am 22. Dezem-
ber 2005.

3.3 Erhebungstechnologien 

Zur Erhebung der Lkw-Maut wird in
Deutschland ein ortungsbasiertes System
eingesetzt: Per Satellit geortete Fahrzeuge
passieren virtuelle Erfassungsquerschnitte.
Die Abbuchung der Gebühren erfolgt über
das Mobilfunknetz. Die Infrastruktur muss
bei Verwendung dieser Technologie nicht
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mit Mautstationen ausgerüstet werden.
Auch in der Slowakei wurde Anfang 2010
ein satellitenbasiertes Lkw-Mautsystem in
Betrieb genommen.
Bei Anwendung der Mikrowellentechno -
logie („Dedicated Short Range Communi-
cation“, DSRC) wird jedes Fahrzeug mit
 einem Transponder ausgestattet, der bei
der Durchfahrt an einem Erfassungsquer-
schnitt Verbindung mit der dortigen Maut-
brücke aufbaut. Die anfallenden Gebühren
werden von der zuvor aufgeladenen Karte
im Transponder oder von einem Konto
 abgebucht. DSRC-Systeme werden u.a. an
den Autobahnen in Frankreich, Italien und
Slowenien, bei den Lkw-Gebühren in der
Schweiz auf Autobahnen und in Öster-
reich auf Autobahnen und Schnellstraßen
sowie bei zugangsbezogenen Gebühren in
Singapur, Oslo und Stockholm eingesetzt.
Das älteste auf DSRC basierende System,
1991 in Trondheim in Betrieb genommen,
wurde Ende 2005 stillgelegt. 
Seit 2003 wird bei der Einfahrt in die Lon-
doner Innenstadt die „Congestion Charge“,
also eine Überlastungsgebühr erhoben. Da-
bei werden die amtlichen Kennzeichen der
Fahrzeuge an Kontrollpunkten erfasst; die
anfallenden Gebühren werden per Telefon,
Internet oder in ausgewiesenen Läden be-
glichen.

4 Ansätze zur Straßeninfrastrukturbe-
preisung und Einnahmenverwendung

4.1 Zugangsbezogene Gebührenerhebung

Bei zugangsbezogenen Gebühren erwirbt
der Verkehrsteilnehmer das Recht auf zeit-
lich beschränkten Zugang zum bepreisten
Straßennetz, unabhängig vom Umfang, in
dem er diese Infrastruktur nutzen wird. Bei-
spiele hierfür finden sich in der Tabelle 1.
Sie zeigen, dass sich die Anwendungen
nicht nur hinsichtlich der Höhe der Ge-
bühren unterscheiden, sondern insbeson-
dere hinsichtlich des Zeitraums, für den
das Recht auf Zugang zur Infrastruktur er-
worben wird.

4.2 Nutzungsbezogene Gebührenerhebung

Die Gebührenerhebung pro Zugang zielt
darauf, Verkehrsteilnehmer nach dem Grad
ihrer Straßennutzung zu belangen. Eine
vollständig nutzungsabhängige Erhebung
gelingt jedoch nur, wenn die Gebühren
streckenbezogen sowie abhängig von der
Fahrzeugklasse ermittelt werden, wie es
auf den Autobahnen z.B. in Frankreich,
Italien und Slowenien sowie für Lkw z.B.

auf den Autobahnen in Deutschland,
Österreich und in der Schweiz der Fall ist. 
Die deutsche Lkw-Maut wird kilometer -
bezogen sowie abhängig von der Zahl der
Achsen und von der Schadstoffklasse für
Lkw über 12 t zulässigem Gesamtgewicht
erhoben. Sie beträgt seit Januar 2009 zwi-
schen 14,1 und 28,8 ct/km. Mit der Ein-
führung der Lkw-Maut wurde ein Schritt
im Sinne der Pällmann-Kommission unter-
nommen, die eine Gebühr von 12,5 ct/km
empfahl. Für die ausschließliche Beprei-
sung des Güterverkehrs sprechen der hohe
Transitanteil des Güterverkehrs (1998 ca.
20% (Lensing 2001)) sowie die Tatsache,
dass diese Fahrzeuge mit ihren großen
Reichweiten bei einer Transitfahrt durch
Deutschland häufig keine verbrauchsab-
hängigen Abgaben entrichten. Darüber
hinaus schädigen diese Fahrzeuge den
Straßenoberbau überproportional. So geht
die Achslast gemäß dem AASHO-Road-
Test mit der vierten Potenz in die Schä -
digung des Oberbaus ein, siehe z.B. (Ott,
Jochem 2007). Damit ermittelt das Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung den Faktor 60.000 zwi-
schen der Schädigung durch einen Pkw
und der durch einen 40-Tonner. Diesem
Sachverhalt trägt der ca. fünffach höhere
Kraftstoffverbrauch nicht genügend Rech-
nung. Der Faktor 60.000 ist zwar auf 
Betriebs- und Räumdienste, Straßenbe-
leuchtung, Verkehrsmanagementeinrich-
tungen, Sicher ungseinrichtungen und ähn-
liches nicht anzuwenden und damit etwas
abzumindern, dennoch liefert dieser Sach-
verhalt Argumente für eine zusätzliche
nutzungsabhängige Gebühr bei Lkw.

4.3 Einnahmenverwendung

Die Einkünfte aus den norwegischen An-
wendungen kommen dem Straßenbau und
insbesondere dem Brücken- und Tunnel-
bau zugute. In London wird der öffent-

liche Personennahverkehr gestärkt, die 
Einnahmen aus der Gedrängesteuer in
Stockholm fließen in den Staatshaushalt
und unterliegen damit keiner Zweckbin-
dung. Das deutsche Lkw-Mautaufkommen
steht dem Bund zu. Ausgaben für Betrieb,
Überwachung und Kontrolle des Mautsys -
tems werden aus dem Mautaufkommen
geleis tet. Das verbleibende Mautaufkom-
men wird zusätzlich dem Verkehrshaushalt
zugeführt und in vollem Umfang zweckge-
bunden für die Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur, überwiegend für den
Bundesfernstraßenbau, verwendet (Auto-
bahnmautgesetz 2002). Bei jährlichen
Einnahmen von ca. 3 Mrd. € in den Jahren
2007 und 2008, Betriebskosten von ca.
650 Mio. € und  einer Aufteilung der Mittel
von 50% für Bundesfernstraßen, 38% für
Schienen- und 12% für Wasserwege er-
rechnete sich der Anteil für Bundesfern-
straßen zu ca. 1,2 Mrd. € (Verkehrsinfra -
strukturfinan zierungsgesellschaft 2011).
Der jährliche Investitionsrahmen für Bun-
desfernstraßen wuchs im Bundeshaushalt
mit der Mauteinführung in den Jahren
2005 und 2006 um ca. 500 Mio. €, 2007
entsprach er aber wieder dem Wert der
Jahre 2001 bis 2003 (Pro Mobilität 2007).
Der Investitions rahmen für Bundesfern-
straßen ist mit der Einführung der Lkw-
Maut und der dadurch veränderten Ein-
nahmensituation also nicht gewachsen.
Ab dem Jahr 2011 fließen sämtliche Maut-
erlöse von bundeseigenen Autobahnen in
den Straßenbau, jedoch wurden entspre-
chend steuerliche Mittel zurückgefahren
(Bundesverband Güterkraftverkehr Logis -
tik und Entsorgung 2010). Für 2011werden
Einnahmen in Höhe von 4,6 Mrd. € er-
wartet (Bundesfinanzministerium 2010). 
Die Zweckbindung von Einnahmen aus
Straßenbenutzungsgebühren zumindest für
Zwecke des Verkehrs wird gemeinhin als
unerlässlich für die Akzeptanz der Er -
hebung bezeichnet. Die Pällmann-Kommis-

Gebühren für die Nutzung der Straßeninfrastruktur   ·   Straßenfinanzierung

793Straßenverkehrstechnik 12.2011

Anwendung

Autobahnvignette 
Schweiz

Autobahnvignette 
Österreich

Congestion Charge 
London

Gedrängesteuer 
Stockholm

Schrankengeld 
Oslo

Area License 
Scheme Singapur

Bemerkungen

–

–

7.00 bis 18.30 Uhr

6.30 bis 18.30 Uhr, max. 6,60 €/Tag

Rabatte für Vielfahrer, 
Jahreskarten erhältlich

Räumlich-zeitlich differenziert, 
alle 3 Monate aktualisiert

Gebührenhöhe

ca. 27,00 €

76,50 €/23,00 €/
7,90 €

ca. 11,00 €

max. 2,20 €

ca. 3,50 €

max. ca. 2,00 €

Gültigkeitszeitraum

1 Jahr

1 Jahr/2 Monate/
10 Tage 

1 Tag

1 Zugang

1 Zugang

1 Zugang

Tabelle 1: Gestaltung der Gebührenerhebung für Pkw bei ausgewählten Anwendungen (Stand März 2011)



sion empfiehlt den Einsatz der Entgelte „in
denjenigen Infrastrukturbereichen […], für
deren Nutzung sie erhoben werden“ (Kom-
mission Infrastrukturfinanzierung 2000).

Häufig fällt bei der Diskussion der Ein -
nahmenverwendung der Begriff der Kom-
pensation, also die Verwendung der Ein-
nahmen aus Straßenbenutzungsgebühren
zur Senkung anderer Kosten, die den Ver-
kehrsteilnehmern entstehen. Die Pällmann-
Kommission beispielsweise empfiehlt die
Einführung einer Autobahn-Vignette für
Pkw und eine Kostenkompensation bei der
Mineralölsteuer. 

5 Zur Diskussion über externe Kosten

Im Zusammenhang mit Straßenbenut -
zungsgebühren wird die Anlastung exter-
ner Kosten diskutiert. Demzufolge sollen
die Verkehrsteilnehmer die Kosten tragen,
die sie anteilig durch Emissionen, Zeitver-
luste und Unfälle verursachen. 

5.1 Unfallkosten

Teile der Unfallkosten sind bereits durch
den Abschluss der Kfz-Versicherungen ge-
deckt. Nicht gedeckt sind langfristige
volkswirtschaftliche Kosten durch Schwer-
verletzte und Getötete. Diese Kosten sind
kilometerbezogen besonders hoch auf zwei-
streifigen Landstraßen, für die Benut-
zungsgebühren am wenigsten diskutiert
werden. Sie entstehen im Übrigen auch
aus Unfällen außerhalb des Straßenver-
kehrs.

5.2 Emissionen

Die Folgekosten aus Lärmemissionen sind
abhängig vom Emissionsort. So sind sie
insbesondere in Wohnquartieren hoch, auf
Autobahnen zumindest im Mittel sehr ge-
ring. Sie gehen zurück, wenn Lärmschutz-
maßnahmen ergriffen werden. Diese sind
als Investitionen im Wegekostendeckungs-
grad berücksichtigt. Schadstoffemissionen
hingegen sind eher verbrauchs- als stre -
cken- oder gar zugangsabhängig. In wel-
cher Gewichtung sie für Umwelt- oder für
menschliche Gesundheitsschäden verant-
wortlich sind, bedarf zunächst einer Ein-
ordnung unter anderen Emissionsquellen,
später dann einer räumlichen Differen -
zierung. Gesundheitsschäden durch Schad-
stoffemissionen treten wie Lärmschädigun-
gen schwerpunktmäßig in bewohnten Ge-
bieten auf.

5.3 Zeitverluste

Zeitverluste werden zwar von Verkehrs-
teilnehmern verursacht, gleichzeitig aber
auch erlitten. So bleibt die Frage, wem die
Einnahmen aus ihrer Anlastung zustünden,
wenn nicht dem Verkehrsteilnehmer, der
sie auch zu leisten hätte. Dennoch wurde
die Anlastung von Stauzeitkosten nach
dem Verursacherprinzip in der jüngeren
Vergangenheit in Internationales Verkehrs-
wesen kontrovers diskutiert (Cerwenka,
Meyer-Rühle 2008; Hirte 2009a; Hirte
2009b; Nagl 2009a; Nagl 2009b; Schulz,
Schuldenzucker 2009). Dabei werden auch
die Zeitverluste, die im Stau entstehen, 
mit der Beeinträchtigung von Bewohnern
 einer Stadt verglichen, die durch Ver-
schmutzung von Straßen und Gärten durch
unsachgemäße Abfallentsorgung anderer
hervorgerufen wird (Hirte 2009b). Der Ver-
gleich ist deswegen schwierig, weil Stau
durch eine zu intensive, jedoch sachge -
mäße Nutzung der Straßeninfrastruktur
entsteht, die Nutzung von Gärten und
Straßen zur Abfallentsorgung aber grund-
sätzlich unsachgemäß ist. Das Problem
beim Stau ist also nicht die Nutzung, son-
dern eine zu starke Nachfrage nach einem
begrenzten Angebot. Während ein freier
Markt auf starke Nachfrage durch steigen-
de Preise oder ein wachsendes Angebot,
 keinesfalls aber durch ein rückläufiges An-
gebot reagiert, fällt die Verkehrsstärke im
Fall des Überschreitens einer kritischen Ver-
kehrsdichte unter die Kapazität der Straße,
wie das Fundamentaldiagramm lehrt. Dies
kann nicht im Interesse einer Gesellschaft
liegen, die Straßeninfrastruktur finanziert
und wünscht, dass die Kapazität des eige-
nen Guts ausgenutzt werden kann. 
Verkehrsnachfrage kommt maßgeblich
durch die räumliche Verteilung von Wohn-
sitzen sowie des Arbeitsplatz-, Bildungs-
und Freizeitangebots zustande und ist
 somit durch operative Maßnahmen des
Verkehrsmanagements nur schwer zu be-
einflussen. Das Verkehrsangebot wird durch
die Infrastruktur gestellt, deren Nutzung
mit einem Widerstand verbunden ist, im
Wesentlichen bestehend aus Fahrt- und
Zeitkosten. Ein Stau tritt ein, wenn der
Widerstand einer Strecke zu gering ist, um
die Nachfrage in einem Rahmen zu halten,
der den Betrieb der Strecke unterhalb der
kritischen Verkehrsdichte ermöglicht.

5.4 Straßenbenutzungsgebühren 
zur Steuerung 

Ziel von Straßenbenutzungsgebühren sollte
also nicht sein, Stauzeitkosten auf die Ver-

ursacher zu verteilen – das sind sie in
Form von Wartezeiten für die Verkehrsteil-
nehmer im Stau ohnehin –, sondern Stau
zu vermeiden, um die Leistungsfähigkeit
der Infrastruktur aufrecht zu erhalten. Sie
sollten zur Anpassung des Streckenwider-
stands in Betracht gezogen werden: Ist 
der Widerstand zu gering, um einen Stau 
zu vermeiden, wird er durch Straßenbe -
nutzungsgebühren so angepasst, dass die
Nachfrage auf ein gesundes Maß reguliert
wird. Der Verkehrsteilnehmer bezahlt nicht
dafür, dass er Zeitverluste zugleich ver -
ursacht und erleidet, sondern dafür, dass
er zu Zeiten hoher Verkehrsnachfrage
nicht im Stau steht. Da diese Regulierung
der Streckenwiderstände räumlich-zeitlich
differenziert erforderlich ist, fallen die Ge-
bühren auch räumlich-zeitlich differen-
ziert an. 

Eine solche Bepreisung ermöglicht die op-
timale Auslastung der Infrastruktur, die 
so den größten Nutzen liefert unter der
Voraussetzung, dass die Aufwände zur Ge-
bührenerhebung geringer sind als der er-
zielte Nutzen. Er bezweckt die Vermeidung
von Kosten, die als Konsequenz gar nicht
mehr angelastet werden können.

6 Messbare und weitere Effekte 

Die Effekte von Straßenbenutzungsgebüh-
ren sind nicht einfach von einer Anwen-
dung auf die nächste zu übertragen. Sie
unterscheiden sich abhängig von Beprei-
sungsansatz, räumlichen Bedingungen,
verkehrlichen Alternativen und soziodemo-
graphischen Gegebenheiten.

6.1 Vignetten

Verkehrlich bewirken Vignetten nahezu
nichts, da langfristig die wenigsten auf die
Zugangsberechtigung verzichten können
oder wollen, die meisten die Vignette er-
werben und dann keinerlei weiteren An-
reiz zur Hinterfragung ihres Mobilitäts -
verhaltens erhalten. Räumlich oder modal
verlagert werden im besten Fall einige
Wenigfahrer, die aufgrund ihrer geringen
Verkehrsnachfrage im Gesamtverkehrsauf-
kommen kaum ins Gewicht fallen. Vig -
netten sorgen für sichere Einnahmen, von
denen im Falle der Zweckbindung für die
Straßeninfrastruktur vorrangig Vielfahrer
profitieren. Autobahnvignetten sind außer-
dem ein probates Mittel, um Einnahmen
aus Transitverkehr zu generieren.
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6.2 Congestion Charge, London

Die verkehrlichen Effekte der kurz gültigen
Zugangsberechtigung in London sind ge-
mäß Transport for London deutlich viel-
fältiger: Die Verkehrsarbeit (Einheit: Fahr-
zeugkilometer) aller Fahrzeuge im be -
preisten Bereich ging um ca. 20% zurück.
 Daraus resultierend traten weniger Stö-
rungen des Verkehrsablaufs auf, und die
Durchschnittsgeschwindigkeit stieg deut-
lich an. Die Zweckbindung der Einnahmen
für den öffentlichen Personennahverkehr
ermöglichte eine Ausweitung des An -
gebots, wobei sich die Qualität des Busan-
gebots (Durchschnittsgeschwindigkeit und
Pünktlichkeit) durch den verbesserten Ver-
kehrsfluss drastisch verbesserte. Die Ver-
kehrsteilnehmer reagieren auf die Gebüh-
renerhebung mit der vermehrten Bildung
von Fahrgemeinschaften, mit dem Ver-
schieben von Fahrten auf das unbepreiste
Zeitfenster, mit der Vermeidung von Fahr-
ten oder mit dem Umstieg auf öffentliche
Verkehrsmittel oder auf das Fahrrad. Nega-
tive Effekte sind verstärkte Parkraum-
nachfrage an U-Bahnstationen unmittel-
bar außerhalb der bepreisten Zone und

Umsatzeinbußen beim Einzelhandel in der
Innenstadt. Die Händler beklagen außer-
dem die gestiegenen Kosten für Lieferun-
gen. Zudem bleibt das Gebührenaufkom-
men hinter den Erwartungen zurück. 

6.3 Gedrängesteuer, Stockholm

Die Stockholmer Gedrängesteuer startete
ihren siebenmonatigen Probebetrieb im
Januar 2006. Die verkehrlichen Effekte
waren während dieses Zeitraums denen in
London vergleichbar: Verringerung des
motorisierten Individualverkehrs während
der bepreisten Zeit in der Innenstadt um
durchschnittlich etwas über 20%, damit
auch Rückgang der Störungen des Ver-
kehrsablaufs, Reduzierung der Abgase -
missionen um 8 bis 14%, Zunahme der
Anzahl der Fahrten mit dem ÖPNV um ca.
6%. Kritiker wenden ein, dass die Bewoh-
ner der Innenstadt keine Abgaben leisten,
so lange sie die Innenstadt nicht verlassen.
Darüber hinaus wird kritisiert, dass die
Einnahmen der schwedischen Staatskasse
und nicht der Verbesserung des ÖPNV-
Angebots zukommen. Dies liegt formal
darin begründet, dass Steuern durch den

Staat eingenommen werden müssen. Bei
einer Volksabstimmung am 17. September
2006 stimmten 51,2% der Stockholmer 
für einen Dauerbetrieb, 45,5% sprachen
sich dagegen aus. In 14 umliegenden Ge-
meinden votierten 39,8% für den Dauer-
betrieb, 60,2% dagegen. Die Ergebnisse
überraschen wenig: Innenstadtbewohner
müssen die Gedrängesteuer bei einem
Fahrtziel in der Innenstadt nicht bezahlen,
sie profitieren in Form von verbesserten
Lebensbedingungen. Die mit der Innen-
stadtnähe zunehmende Qualität des ÖPNV-
Angebots führt dazu, dass sie eine attrak-
tivere Alternative haben als die Vorort -
bewohner. Diese wiederum verbinden die
Innenstadt mit den Funktionen „Arbeiten“
und „Einkaufen“, was zu einer anderen
Einschätzung beispielsweise der Emissions-
situation führen kann.
Das schwedische Parlament beschloss die
ständige Erhebung der Gedrängesteuer ab
August 2007.

6.4 Schrankengeld, norwegische Städte

Auch die städtischen Straßenbenutzungs-
gebühren in Norwegen führten durchweg
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zu Rückgängen beim motorisierten Indi -
vidualverkehr während der Gebührener -
hebung (Trondheim z.B. -10%) und Stei-
gerungen beim ÖPNV (Trondheim +7%
werktags). Auf der anderen Seite wurde in
Trondheim eine Zunahme des Individual-
verkehrs in der unbepreisten Zeit um 9%
beobachtet. Die norwegischen Systeme
dürften die verkehrlichen Effekte durch ihr
Rabatt- und Jahreskartensystem dämpfen.
Dies ist wohl auf die überwiegend finan-
ziell ausgerichteten Interessen zurückzu-
führen. Abwanderungen des Einzelhandels
aus der Innenstadt wurden in Norwegen
langfristig nicht beobachtet; auch das kann
in bestimmtem Umfang auf das Rabatt-
und Jahreskartensystem zurückgeführt
werden, das dazu führt, dass Verkehrs -
teilnehmer, die häufig in die Innenstadt
fahren wollen, das auch weiterhin tun.

6.5 Area License Scheme, Singapur

Die älteste Anwendung von städtischen
Straßenbenutzungsgebühren ist das „Area
License Scheme“ in Singapur. Ab 1975
wurden hier in der Morgenspitze Gebühren
erhoben, ab 1989 auch in der abendlichen
Hauptverkehrszeit. Seit 1994 ist das Sys -
tem von 7.30 bis 20 Uhr aktiv. Das Ver-
kehrsaufkommen in der Morgenspitze redu-
zierte sich 1975 um fast 80%, das abend -
liche Verkehrsaufkommen wurde 1989 um
ca. 45% gesenkt. Durch das immer dif -
ferenzierter ausgebildete System sind die
 Effekte nur schwierig den unterschied -
lichen Maßnahmen zuzuordnen. Als ver-
kehrliche Effekte werden neben der IV-
Nachfragesenkung eine Steigerung der
Durchschnittsgeschwindigkeit um 22%,
ein höherer Pkw-Besetzungsgrad und eine
Verkehrsverlagerung in den unbepreisten
Zeitraum genannt.

6.6 Lkw-Maut, Deutschland

In (Bundesamt für Güterverkehr 2005)
werden Veränderungen im Straßengüter-
verkehr nach Einführung der Lkw-Maut in
Deutschland beschrieben. Das Problem des
Ausweichverkehrs reduzierte sich nach der
Startphase, wohl aufgrund der Einsicht bei
den Fuhrunternehmen, dass die Zeitver -
luste schwerer wiegen als die gespar-
ten Straßenbenutzungsgebühren. Dennoch
bleibt bei regionalen Fahrten, am Anfang
und Ende von Fernfahrten und bei auto-
bahnparallel verlaufenden Bundesstraßen
das Ausweichen auf das nachgeordnete
Straßennetz attraktiv. Die Zunahme beim
schienengebundenen Containerverkehr lag
mit 7% im langjährigen Trend. Verlage-

rungseffekte auf die Bahn lassen sich aus
dieser Zahl also nicht zweifelsfrei folgern.
Die Preise sind hier mit der Mautein -
führung erhöht worden. Effekte auf die
Binnenschifffahrt ergaben sich nur in der
Nähe von Häfen. Neben der Mautein -
führung ist der Preisanstieg beim Diesel
von 2004 auf 2005 um 15% und seitdem
um zusätzliche ca. 30% als weitere Rand-
bedingung zu nennen. 
Veränderungen ergaben sich laut Kraft-
fahrt-Bundesamt beim Fahrzeugkollektiv:
Mautbefürworter führen die im Durch-
schnitt deutlich verbesserten Schadstoff-
klasseneinstufungen von Lkw auf die
emissionsabhängigen Straßenbenutzungs-
gebühren zurück. Wie viel davon aber auf
die übliche Fahrzeugerneuerung zurück-
zuführen ist, ist letztlich schwer zu be -
ziffern. 
Außerdem ist ein Trend zu Lkw mit einem
zulässigen Gesamtgewicht zwischen 10 und
12 t zu beobachten, also unmittelbar unter
der bemauteten Fahrzeugklasse. Die Zahl
der Neuzulassungen stieg von 2002 bis
2004, also schon vor der Mauteinführung,
von 3.890 auf 5.665. 2005 wurden 7.228
Fahrzeuge dieser Klasse neu zugelassen,
2008 waren es 7.381. Von 2002 bis 2008
stieg die Gesamtanzahl zugelassener Lkw
von 207.788 auf 275.050. Außer für die
genannte Fahrzeugklasse gab es nennens-
werte Zuwächse lediglich für Lkw zwi-
schen 2 und 3,5 und über 20 t zulässi-
gem Gesamtgewicht (Kraftfahrt-Bundes-
amt, 2008).
Bei einer Ausweitung der Maut auf Pkw
könnten sich in gewissem Umfang Ver-
kehrsverlagerungen auf das nachgeordnete
Netz einstellen. Folgen wären die dortige
Abnahme der Qualität des Verkehrsablaufs
und die damit verbundenen höheren Emis-
sionen sowie negative Auswirkungen auf
das Unfallgeschehen, da die Unfallrate mit
Personenschäden auf Landstraßen außer-
orts ca. dreimal und die Getötenrate ca.
viermal höher sind als auf Autobahnen.
Verkehrlich gibt es also ein ausdrückliches
Interesse daran, den Straßenverkehr auf der
Autobahn abzuwickeln.

6.7 Fahrtenvermeidung

Straßenbenutzungsgebühren können zum
Unterlassen von Fahrten führen. Dies ist
verkehrlich und ökologisch zwar gewollt,
wirtschaftlich kann sich das jedoch in Form
eines Konsumrückgangs niederschlagen.
Zudem haben sich die in den letzten Jah-
ren drastisch gestiegenen Kraftstoffkosten
kaum auf die Fahrleistungen ausgewirkt.

Offensichtlich wurden die gestiegenen Aus-
gaben zumindest zu einem großen Teil an
anderer Stelle im privaten Budget kom-
pensiert. Die Budgetkürzungen könnten
sich beispielsweise auf die durchschnitt -
liche Fahrzeughaltungsdauer auswirken:
Der Pkw-Bestand in Deutschland war
noch nie so alt wie Anfang 2009 vor Ein-
führung der Umwelt- oder Abwrackprämie. 

6.8 Ausgabenkompensation

Von den Befürwortern der Straßenbenut-
zungsgebühren wird immer wieder die
Kom pensation der zusätzlichen Belastun-
gen bei Parkgebühren, Kfz- oder Mineral-
ölsteuern gefordert. Dies sei für die Akzep-
tanz unerlässlich. Wie diese Kompensation
letztlich aussehen soll, insbesondere auch
unter Beachtung der Haushaltsinteressen
von Bund und Ländern, konnte bisher
nicht geklärt werden, zumal die zusätz -
lichen Kosten für Einrichtung und Betrieb
eines Gebührenerhebungssystems gedeckt
werden müssen (Investitionen/Betrieb Lon-
don: ca. 370 Mio. €/150 Mio. € jährlich,
Betrieb Toll Collect: ca. 650 Mio. € jähr-
lich, Gesamtkosten des Versuchs in Stock-
holm: ca. 420 Mio. €). Es ist vom Einzelfall
abhängig, ob die Einnahmen überhaupt
die Betriebskosten decken. Sollten verkehr-
liche Effekte im Vordergrund einer An-
wendung stehen, kann eine Realisierung
auch bei einem Einnahmenaufkommen
sinnvoll sein, das die Betriebskosten nicht
deckt.

6.9 Zweckbindung der Einnahmen

Auch hinsichtlich der Zweckbindung für
die Einnahmenverwendung bleiben Fra-
gen offen. Es ist zumindest zu diskutieren,
ob allgemeine Bundeshaushaltsmittel für
Bundesfernstraßen reduziert werden, wenn
Einnahmen aus Straßenbenutzungsgebüh-
ren vorliegen und gleichzeitig die etablier-
ten Abgaben des motorisierten Individual-
verkehrs unverändert bleiben. Der Transfer
der Einnahmen aus städtischen Straßen -
benutzungsgebühren zum ÖPNV könnte
Effizienzanreize bei ÖPNV-Betreibern ver-
ändern. Auch die ausschließliche Verwen-
dung für Betrieb und Ausbau der Straßen-
infrastruktur kann ungewünschte Effekte
haben: Verkehrszuwachs würde zu Ein-
nahmenzuwächsen führen, die einen Aus-
bau der Infrastruktur bewirken könnten.
Dies wiederum könnte einen weiteren Ver-
kehrszuwachs begünstigen, verbunden mit
weiteren Emissionen. Diese Endlosschleife
könnte sich fortsetzen, bis sie auf einem
möglicherweise nicht gewollten hohen
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 Niveau stagniert. So ist eine uneinge-
schränkte Zweckbindung der Einnahmen
als eher unwahrscheinlich einzuschätzen.

7 Fazit

Das Einnahmenaufkommen aus den etab -
lierten Abgaben des Straßenverkehrs über-
steigt den Finanzbedarf für Erhaltung und
Ausbau der Straßeninfrastruktur. Die Nut-
zer könnten also die Infrastruktur finan-
zieren, jedoch werden die Einnahmen an
anderer Stelle in öffentlichen Haushalten
eingesetzt. 
Die Eigenschaften und Effekte des Schwer-
lastverkehrs auf Fernstraßen liefern gute
Gründe für die Lkw-Bemautung. Eine aus-
schließlich streckenabhängige Pkw-Maut
auf Autobahnen hingegen führt nicht zu
einer gerechteren Belastung der Verkehrs-
teilnehmer als die Mineralölsteuer. Sie
verursacht jedoch eine verkehrlich sinn -
lose Verlagerung des Verkehrs auf das
nachgeordnete Netz und zusätzliche Sys -
temkosten. Befürworter einer Pkw-Maut
führen die Zweckbindung der Einnahmen
und damit die Sicherung der Infrastruk -
turfinanzierung an. Eine solche direkte
Zweckbindung scheint aber eher unwahr-
scheinlich. Zudem könnte die Finanzie-
rung auch über eine zumindest teilweise
Zweckbindung der Einnahmen aus der
 Mineralölsteuer erreicht werden, jedoch
ohne Systemkosten und Verkehrsverlage-
rung. Auch wenn die politischen Hürden
hierfür als hoch gelten, kann es lohnen 
sie anzugehen, um die gemeinschaftlichen
Kosten für ein Gebührenerhebungssystem
zu verhindern. 
Ein großer Vorteil streckenbezogener Stra-
ßenbenutzungsgebühren für sämtliche
Fahrzeugklassen könnte darin liegen, durch
zeitlich und räumlich differenzierte Ge-
bührensätze das vorhandene Straßennetz
gleichmäßiger auszulasten. Zudem könnten
so auch Verkehrsteilnehmer an der Infra-
strukturfinanzierung beteiligt werden, die
alternative Antriebe nutzen. Weitere Diffe-
renzierungen, die den Fahrtzweck oder die
verkehrlichen Alternativen der Fahrt, be-
zogen auf Start- und Zielpunkt, bewerten,
sind technisch extrem anspruchsvoll und
widersprechen dem gesetzlich verankerten
Antidiskriminierungsgrundsatz. 
Eine Einbindung von Straßenbenutzungs-
gebühren in verkehrsträgerübergreifende
Bepreisungskonzepte, die unter dem Be-
griff Mobility Pricing firmieren, böte ein
reichhaltiges Instrumentarium zur situati-
onsabhängigen Verkehrssteuerung in um-

fangreichen und multimodalen Netzen.
Neben Gebühren kann ein solches Instru-
mentarium auch Prämien vorsehen, bei-
spielsweise für Arbeitnehmer, die mit dem
Rad zur Arbeit fahren oder die auf einen
Firmenparkplatz verzichten. Die Heraus-
forderungen solcher Konzepte liegen nicht
nur im technischen, sondern auch im orga -
nisatorischen Bereich, da der Anspruch
des umfassenden Ansatzes eine Vielzahl
beteiligter Institutionen impliziert. 
Die bisher implementierten städtischen
Straßenbenutzungsgebühren führen grund-
sätzlich zum Erreichen der verkehrlichen
Ziele wie zeitliche und modale Verkehrs-
verlagerung und damit zu Verbesserungen
bei Verkehrsqualität und Emissionen. Diese
Ziele werden insbesondere bei räumlich
und zeitlich differenzierten Gebührensätzen
erreicht. Die Gebühren schwächen aber
mitunter die Attraktivität der Innenstädte
als Wirtschaftsstandort, schwächer bei ver-
kehrlich, stärker bei räumlich hochwertigen
Alternativen. 
Externe Kosten können dem Verkehrsteil-
nehmer begründet nur für Emissionen an-
gelastet werden. Menschliche Gesundheits-
und Lärmschädigungen treten insbesondere
in Städten auf und wären folglich dem
dortigen Verkehr anzulasten, Umweltschä-
den durch Schadstoffemissionen sind 
verbrauchsabhängig und daher sinnvoll
über Mineralölabgaben abzugleichen. Eine
Gleichbehandlung aller und somit auch
außerverkehrlicher Emissionsquellen wäre
dann aber nur konsequent.
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